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SATZUNG 
der 

Deutsche Eigenheim Union AG 
 

I.   Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Firma, Sitz 

1. Die Aktiengesellschaft führt die Firma Deutsche Eigenheim Union AG. 

2. Die Gesellschaft hat Ihren Sitz In Berlin. 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens sind: 
 
1. Die Beteiligung an und die Verwaltung von anderen Unternehmen; Erwerb, Halten und Verwal-

ten von Beteiligungen und/oder Unternehmen aller Art; die erlaubnisfreie Erbringung von Bera-
tungsleistungen und Dienstleistungen. Nach dem Kreditwesengesetz erlaubnispflichtige Tätig-
keiten sind nicht Gegenstand des Unternehmens 

2. Die Gesellschaft ist Im Übrigen befugt, alle Geschäfte vorzunehmen, die geeignet erscheinen. 
den Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu fördern. Sie darf insbesondere auch Un-
ternehmen mit gleichem oder anderem Gesellschaftszweck gründen sowie Zweigniederlassun-
gen fm In- und Ausland errichten. Sie kann Ihren Betrieb ganz oder teilweise veräußern oder auf 
andere Unternehmen übertragen. 

§ 3 Dauer und Geschäftsjahr 

1. Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr beginnt mit der Eintragung der 
Gesellschaft und endet mit dem darauffolgenden 31. Dezember. 

§ 4 Bekanntmachungen und Informationen an Aktionäre 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bundesan-
zeiger oder in einem später als Pflichtveröffentlichungsmedium an dessen Stelle tretenden Me-
dium, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes vorschreibt. 

2. Die Gesellschaft ist im Rahmen des rechtlich Zulässigen berechtigt, Ihren Aktionären mit deren 
Zustimmung Informationen im Wege der Datenfern-übertragung zu übermitteln. 

 
II.   Grundkapital und Aktien 
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§ 5 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 36.050.000,00 und ist eingeteilt In 36.050.000 
Stückaktien. 

2. Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

3. Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 AktG 
bestimmt werden. 

4. Der Vorstand bestimmt mit Zustimmung des Aufsichtsrats Form und Inhalt der Aktienurkunden 
sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine. 

5. Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen. 

6. Der Vorstand wird ermächtigt mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 19. August 2026 das 
Grundkapital der Gesellschaft durch Ausgabe von insgesamt bis zu 18.000.000 neuen, auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmalig, insge-
samt jedoch höchstens um bis zu EUR 18.000.000 zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2021). 

Den Aktionären Ist mit den nachfolgenden Einschränkungen ein Bezugsrecht einzuräumen. Die 
Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernom-
men werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre In folgenden Fällen aus-
zuschließen: 
 
- für Spitzenbeträge, 
 
- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien, insbesondere zum 

Zweck von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 
Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermö-
gensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen ein-
schließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder Ihre Konzerngesellschaften und/oder 

 
- wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, Insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grund-
kapitals 10 % des im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits 
börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festlegung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich Im Sinne der §§ 203 
Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 10 %-Grenze ist 
der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue· oder zurückerworbene 
Aktien entfällt, die seit dem 20. August 2021 unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss 
gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind, 
sowie der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich Options- und/oder Wandlungs-
rechte bzw. - pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die seit dem 20. August 2021 
in sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben worden sind. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital 2021 festzulegen. 
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7. Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 18.000.000,00 durch Ausgabe von Insgesamt 
bis zu 18.000.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (bedingtes Ka-
pital 2021). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
bei Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder bei Erfüllung entsprechender Options- 
bzw. Wandlungspflichten oder bei Ausübung eines Wahlrechts der Gesellschaft, ganz oder teil-
weise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren, 
an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschrei-
bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente, nachfolgend zusammen die “Schuldverschrei-
bungen"), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 20. August 
2021 bis zum 19. August 2026 von der Gesellschaft oder durch ein Unternehmen, an dem die 
Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, begeben werden. 
 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Er-
mächtigungsbeschlusses zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreises. Die bedingte Ka-
pitalerhöhung ist nur im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen gemäß dem Ermächti-
gungsbeschuss der Hauptversammlung vom 20. August 2021 und nur insoweit durchzuführen, 
wie von Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder zur Optionsausübung 
bzw. Wandlung verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung zur Opti-
onsausausübung bzw. Wandlung erfüllen oder wie die Gesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz 
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien der Gesellschaft zu lie-
fern und soweit nicht ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt 
werden. 
 
Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 
teil. 
 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 
 
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4 Abs. 7 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnut-
zung des bedingten Kapitals 2021 anzupassen sowie alle sonst damit in Zusammenhang stehen-
den Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen.  

 
 

III. Vorstand 

§ 6 Zusammensetzung, Vertretung, Geschäftsführung 

1. Der Vorstand besteht aus einem Mitglied oder mehreren Mitgliedern. Besteht er aus mehreren 
Mitgliedern, so wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstands-
mitglied zusammen mit einem Prokuristen vertreten; § 78 Abs. 2 Satz 2 Aktiengesetz bleibt un-
berührt. Der Aufsichtsrat kann einzelnen Vorstandsmitgliedern Befreiung von den Beschränkun-
gen des § 181 Alt. 2 BGB erteilen. Die Zahl der Vorstandsmitglieder legt der Aufsichtsrat fest. 
Besteht der Vorstand nur aus einer Person, so ist diese alleinvertretungsberechtigt. 

2. Der Aufsichtsrat kann auch stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellen. 

3. Die Führung der Geschäfte durch den Vorstand wird durch eine vom Aufsichtsrat zu erlassende 
Geschäftsordnung geregelt. 
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IV. Aufsichtsrat 

§ 7 Zusammensetzung und Wahl 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Die Wahl erfolgt auf die längste nach § 102 AktG 
zulässige Zelt. Wiederwahl ist statthaft. 

2. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds gewählt, so be-
steht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. 

3. Jedes ausscheidende Mitglied ist wieder wählbar. 

4. Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder mehrere be-
stimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Das Ersatzmitglied tritt für 
die Dauer der restlichen Amtszeit des ausscheidenden ordentlichen Mitglieds an dessen Stelle. 
Die Ersatzmitglieder rücken gemäß ihres Alters nach. 

5. Tritt ein Ersatzmitglied nicht ein, so erfolgen Ersatzwahlen für den Rest der Amtszeit des ausge-
schiedenen Mitgliedes.  

§ 8 Vorsitzender und Stellvertreter 

Der Aufsichtsrat hat in einer sich an die bestellende Hauptversammlung anschließenden Sitzung, zu 
der nicht besonders eingeladen werden muss, aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter zu wählen. 

§ 9 Satzungsänderung 

Dem Aufsichtsrat Ist die Befugnis eingeräumt, Änderungen und Ergänzungen    der Satzung zu beschlie-
ßen, die nur die Fassung der Satzung betreffen. 

§ 10 Einberufung, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung 

1. Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter ein-
berufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern; der Aufsichtsrat hält mindestens 2 
Sitzungen im Kalenderhalbjahr ab. Abweichend hiervon kann der Aufsichtsrat beschließen, dass 
lediglich eine Sitzung im Kalenderhalbjahr abzuhalten ist. Die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats 
dürfen an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilnehmen. 

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn seine Mitglieder persönlich oder fernmündlich oder 
virtuell oder durch schriftliche Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnehmen. Den Vorsitz 
in der Aufsichtsratssitzung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. 

3. Zur Beratung über einzelne Gegenstände der Verhandlung können Sachverständige und Aus-
kunftspersonen zugezogen werden. 

4. Die Art der Abstimmung bestimmt der Vorsitzende. 
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5. Beschlüsse können auch ohne Eiberufung einer Sitzung schriftlich, telegrafisch, fernmündlich, 
per E-Mail oder per Videokonferenz gefasst werden, wenn der Vorsitzende es anordnet und 
entweder die teilnehmenden Mitglieder des Aufsichtsrats durch Telekommunikationsmittel mit-
einander in Verbindung stehen und den Beschlussgegenstand erörtern können oder kein Mit-
glied des Aufsichtsrats dem Verfahren widerspricht. 

6. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der Vorsitzende 
oder in seinem Auftrag dessen Stellvertreter zu unterzeichnen hat. 

7. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und etwaiger Ausschüsse werden namens des Aufsichts-
rats durch den Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

§ 11 Vergütung 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Ver-
gütung in Höhe von EURO 1.000,00. Der stellvertretende Vorsitzende erhält das Eineinhalbfache 
und der Vorsitzende das Doppelte des genannten Betrages. Die Hauptversammlung kann eine 
abweichende Vergütung bestimmen. 

2. Die Aufsichtsratsmitglieder haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen.  

 
V. Hauptversammlung 

§ 12 Aufgabe 

Die ordentliche Hauptversammlung wird innerhalb der ersten acht Monate eines Geschäftsjahres ab-
gehalten. Sie beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Entlastung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats, über die Wahl von Aufsichtsräten, über die Wahl des Abschluss-
prüfers und in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses sowie 
auf Antrag des Vorstandes der Gesellschaft über besondere Angelegenheiten. 

§ 13 Einberufung, Ort und Anmeldung 

 
1. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch den Aufsichtsrat an den Sitz der 

Gesellschaft oder einen Versammlungsort in der Stadt eines deutschen Börsenplatzes einberu-
fen. 

2. Die Hauptversammlung ist mindestens 30 Tage vor dem Tage der Hauptversammlung einberu-
fen. 

3. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejeni-
gen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung muss 
der Gesellschaft unter der In der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs 
Tage vor der Hauptversammlung zugehen. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

4. Die Aktionäre müssen darüber hinaus Ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversamm-
lung und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dazu bedarf es eines in Textform in deut-
scher oder englischer Sprache erstellten Nach­ weises des Anteilsbesitzes durch das 
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depotführende Institut. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echt-
heit des Nachweises, einen geeigneten weiteren Nachweis der Berechtigung zu verlangen. Be-
steht auch an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teil-
nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen. 

§ 14 Stimmrecht und Leitung 

1. Jede Aktie gewährt In der Hauptversammlung eine Stimme. 

2. Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes 
vorschreibt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehr-
heit erforderlich ist, mit einfacher Kapitalmehrheit gefasst. Anträge sind positiv zu formulieren. 
Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

3. Den Vorsitz In der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. Wenn er verhin-
dert Ist, leitet sein Stellvertreter oder ein sonstiges Mitglied des Aufsichtsrats die Hauptver-
sammlung oder ein vom Aufsichtsrat zu bestimmender Dritter. 

4. Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung. 

5. Der Versammlungsleiter kann eine von der Ankündigung der Tagesordnung ab-weichende Rei-
henfolge der Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

6. Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Redner und kann, soweit gesetzlich zu-
lässig, über die Zusammenfassung von sachlich zusammengehörigen Beschlussgegenständen zu 
einem Abstimmungspunkt entscheiden und angemessene Beschränkungen der Redezeit, der 
Fragezelt oder der zusammengenommenen Rede- und Fragezeit für den ganzen Hauptversamm-
lungsverlauf, für einzelne Gegenstände der Tagesordnung und für einzelne Redner zu Beginn 
oder während des Verlaufs der Hauptversammlung festlegen sowie, soweit dies für eine ord-
nungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist, den Schluss der Debatte 
anordnen. 

7. Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der Versammlungslei-
ter die Teilnahme an der Hauptversammlung, ihre Übertragung und Aufzeichnung und die Teil-
nahme an den Abstimmungen in der Hauptversammlung auch über elektronische Medien zulas-
sen, soweit dies gesetzlich zulässig ist. 

 
VI. Jahresabschluss und Gewinnverteilung 

§ 15 Geschäftsjahr 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. 
 

§ 16 Aufstellung des Jahresabschlusses 

1. Der Vorstand hat in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und 
den Lagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und mit dem Vorschlag für den 
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Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat un-
verzüglich zuzuleiten. 

2. Spätestens innerhalb der ersten acht Monate des neuen Geschäftsjahres sind Jahresabschluss, 
Lagebericht und zusätzliche Erläuterungen sowie der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag 
für die Verwendung eines Bilanzgewinns der Hauptversammlung vorzulegen. 

§ 17 Gewinnverwendung 

Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des sich aus dem festgestellten Jahresab-
schluss ergebenden Bilanzgewinns. Sie kann auch eine andere Verwendung bestimmen, als sie in § 58 
Abs. 3 Satz 1 AktG vorgesehen ist. 
 
Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Bar- auch eine Sachausschüttung beschließen. 
 
Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates im Rahmen 
des § 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschütten. 

§ 18 Gründungsaufwand 

Der Gründungsaufwand ist von der Gesellschaft zu tragen. Der Gründungsaufwand wird auf höchstens 
Euro 5.000,00 festgesetzt. 
 
• Ende der Satzung• 


